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Einleitung

A. Gegenstand der Arbeit

Erfolgshonorare als Entgelt für  – vor allem anwaltliche  – Dienstleistun-
gen im Rahmen der Rechtsverfolgung waren hierzulande lange Zeit nur aus 
dem angloamerikanischen Rechtsraum bekannt. Dies hat sich jedoch seit 
Ende der 1990er Jahre geändert. Seit dieser Zeit bieten die sogenannten 
Prozessfinanzierungsunternehmen auf dem deutschen Markt Anspruchsinha-
bern die Möglichkeit des Abschlusses eines Prozessfinanzierungsvertrages 
an. Gegenstand eines solchen Prozessfinanzierungsvertrages ist die Finan-
zierung der mit der gerichtlichen / außergerichtlichen Durchsetzung von 
Ansprüchen verbundenen Kosten. So verpflichtet sich das Prozessfinanzie-
rungsunternehmen zum einen, die Vorfinanzierung der notwendigen Vor-
schussleistungen an Gericht und Rechtsanwalt zu übernehmen und zum 
anderen, im Fall des Unterliegens des Anspruchsinhabers im Prozess oder 
der Uneinbringlichkeit der Forderung die gesamten Kosten des Rechtsstreits 
zu übernehmen. Als Gegenleistung hierfür muss sich der Anspruchsinhaber 
verpflichten, das Prozessfinanzierungsunternehmen in einer bestimmten 
Höhe an dem möglichen Prozesserlös zu beteiligen  – diesem also ein Er-
folgshonorar zu zahlen.

Der Vorteil des Abschlusses eines solchen Prozessfinanzierungsvertrages 
für den Anspruchsinhaber liegt auf der Hand: Die Zusammenarbeit mit ei-
nem Prozessfinanzierungsunternehmen ermöglicht ihm die Durchsetzung 
seines Anspruches, ohne dabei einem Kostenrisiko ausgesetzt zu sein. Dafür 
hat er jedoch einen hohen Preis zu zahlen: Die Erfolgsbeteiligung, die von 
dem Prozessfinanzierungsunternehmen als Gegenleistung für die Risiko-
übernahme verlangt wird, liegt im Durchschnitt bei 20 bis 30 % des Prozess
erlöses.1 In dieser Höhe wird der Prozesserlös des Anspruchsinhabers 
praktisch „aufgezehrt“. Dieser Betrag steht dem Anspruchsinhaber nicht 
mehr für den ursprünglich mit dem Anspruch verfolgten Zweck zur Verfü-
gung. In der Praxis kann dies mitunter erhebliche Konsequenzen für den 
Anspruchsinhaber haben. Ein Beispielsfall soll dies verdeutlichen: Im Feb-
ruar 2009 wurde im Fernsehen ein Bericht über die heute 18-jährige Lisa 

1  Siehe dazu die Ausführung in Teil 1 dieser Arbeit, der einen Überblick über die 
auf dem deutschen Markt tätigen Prozessfinanzierungsunternehmen und die Höhe 
der von diesen verlangten Erfolgshonorare enthält.
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ausgestrahlt.2 Diese infizierte sich im Februar 2005 mit Meningokokken. 
Schon bei einem geringen Verdacht auf eine Infektion mit Meningokokken 
muss einem Patienten sofort ein Breitbandantibiotikum verabreicht werden. 
Trotz eindeutiger Diagnose nahmen die Ärzte einer Kinderklinik sie nicht 
auf, sondern überwiesen sie in eine andere Klinik. Dort wurde erst nach 
mehreren Stunden mit der notwendigen Therapie begonnen. Inzwischen 
hatten die Meningokokken Lisas gesamten Körper befallen. Die Ärzte 
mussten ihr beide Beine und mehrere Finger amputieren. Mehrere medizi-
nische Gutachten bestätigten, dass die ärztliche Sorgfalt nicht eingehalten 
wurde. Die von Lisas Eltern beauftragten Rechtsanwälte forderten deshalb 
1,7 Millionen € Schadensersatz und Schmerzensgeld. Trotz der eindeutigen 
Gutachten weigerte sich die Versicherung der Klinik mehrere Jahre, eine 
angemessene Entschädigung zu zahlen.3 Eine Einigung über die Zahlung 
einer angemessenen Schadensersatzleistung kam erst nach Ausstrahlung des 
Berichtes im Fernsehen zustande.4 Offenbar scheuten Lisas Eltern die ge-
richtliche Verfolgung der Schadensersatz- und Schmerzensgeldansprüche 
ihrer Tochter. Dies wird verständlich, wenn man sich das beträchtliche 
Prozesskostenrisiko vor Augen führt, das sie hätten tragen müssen. Allein 
für die erste Instanz wären Vorschusszahlungen in Höhe von 23.568,00 € an 
das Gericht und 22.724,72 € an den Rechtsanwalt fällig geworden. Insge-
samt hätte sich das Prozesskostenrisiko auf 246.835,26 € belaufen.5 Hätten 
Lisas Eltern ein Prozessfinanzierungsunternehmen eingeschaltet, hätten sie 
die Schadensersatz- und Schmerzensgeldansprüche zwar ohne Prozesskos-
tenrisiko durchsetzen können. Gleichzeitig hätte der Schadensersatz- und 
Schmerzensgeldbetrag Lisa jedoch nicht mehr in voller Höhe zur Verfügung 
gestanden, denn 510.000 € (30 % von 1,7 Mio. €) wären als Erfolgsbeteili-
gung an das Prozessfinanzierungsunternehmen gegangen. Die Auswirkungen 
des ihr „fehlenden“ Schadensersatz- und Schmerzensgeldbetrages hätte Lisa 

2  http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfu 
schen-653617.html  – letzter Abruf am 12.  Juli  2016.

3  http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfu 
schen-653617.html  – letzter Abruf am 12.  Juli 2016.

4  http://www.stern.de/tv/sterntv/aerztepfusch-einigung-im-fall-lisa-655697.html  – 
letzter Abruf am 12.  Juli  2016.

5  Die 246.835,26 € setzen sich aus den für drei Instanzen entstehenden Gerichts- 
und Rechtsanwaltsgebühren zusammen. Die Höhe der Gebühren sind nach den seit 
dem 01. August 2013 geltenden Gebühren für Gerichte und Rechtsanwälte (geändert 
durch das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz, BGBl. 2013, Teil  I, Nr. 24 vom 
29.  Juli  2013, S. 2586 ff.) berechnet. Bei den Rechtsanwaltsgebührenen ist die seit 
dem 01.  August  2013 geltende 0,3 Zusatzgebühr für umfangreiche Beweisaufnah-
men gem. Nr. 1010 VV RVG berücksichtigt. Ein ausführlicher Überblick über die 
Gerichts- und Anwaltskosten ist im 1.  Teil „Rechtstatsachen“ der Abhandlung zu 
finden.

http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
http://www.stern.de/tv/sterntv/aerztepfusch-einigung-im-fall-lisa-655697.html
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ihr Leben lang zu spüren bekommen. Lisa wird aufgrund der fehlenden 
Glieder ihr gesamtes Leben auf teure Sonderanfertigungen angewiesen 
sein.6 Die fehlenden 510.000 € würden also dazu führen, dass Lisa aus 
Kostengründen nicht alle Maßnahmen ergreifen könnte, um ein behinderten-
gerechtes Leben mit allen notwendigen Hilfsmitteln zu führen. Dieser Bei-
spielsfall zeigt, dass die Einschaltung eines Prozessfinanzierungsunterneh-
mens dazu führt, dass der Anspruchsinhaber nicht mehr seine materiell-
rechtlich gewährleistete Forderung durchsetzen kann, sondern nur noch einen 
deutlich verminderten Teil. Dies gilt im besonderen Maße für die Durchset-
zung von Schadensersatzansprüchen. Nach der im deutschen Recht gelten-
den Ausgleichsfunktion des Schadensersatzes ist die Höhe des Schadenser-
satzes so zu bemessen, dass der Geschädigte den ihm entstandenen Schaden 
vollständig ausgleichen kann. Der Geschädigte soll nicht mehr und nicht 
weniger erhalten als für eine vollständige Kompensation des entstandenen 
Schadens notwendig ist.7 Die Einschaltung eines Prozessfinanzierungsunter-
nehmens führt in solchen Schadensfällen also quasi zu einer Unterkompen-
sation. Im Ergebnis kann der Geschädigte den ihm entstandenen Schaden 
nicht vollständig beseitigen. 

Dies führt zu der Frage, die Gegenstand dieser Abhandlung sein soll: Im 
deutschen Recht hat grundsätzlich die in einem gerichtlichen Rechtsstreit 
unterliegende Partei für die Kosten des Verfahrens aufzukommen. Der ob-
siegenden Partei steht ein entsprechender Anspruch auf Erstattung der ihr 
durch den Rechtsstreit entstandenen Kosten zu. Dies ergibt sich zum einen 
aus den §§ 91 ff. ZPO, in denen der sogenannte prozessuale Kostenerstat-
tungsanspruch geregelt ist. Aber auch Anspruchsnormen des materiellen 
Rechts können auf die Erstattung von Rechtsverfolgungs- oder -verteidi-
gungskosten gerichtet sein und werden dann als materiell-rechtliche Kosten-
erstattungsansprüche bezeichnet. Daraus ergibt sich die im Fokus dieser 
Abhandlung stehende Überlegung, ob nicht auch das Erfolgshonorar des 
Prozessfinanzierungsunternehmens zu den Kosten des Rechtsstreits gehört, 
deren Erstattung der Anspruchsinhaber im Falle seines Obsiegens vom An-
spruchsgegner verlangen kann. Dafür scheint auf den ersten Blick zu spre-
chen, dass der Anspruchsinhaber nur aufgrund des „Fehlverhaltens“ des 
Anspruchsgegners zur gerichtlichen Durchsetzung seines Anspruches und 
zum Abschluss eines Prozessfinanzierungsvertrages zur Finanzierung der 
mit der Rechtsdurchsetzung verbundenen Kosten veranlasst wurde. Auf der 

6  http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfu 
schen-653617.html  – letzter Abruf am 12.  Juli  2016.

7  Oetker, in: Müko-BGB § 249 BGB Rdn. 8; Schulze, in: Schulze, Vorbemerkung 
zu §§ 249–253 BGB Rdn.  2; ders., § 249, Rdn.  3; Schubert, in: Bamberger/Roth, 
§ 249 BGB Rdn.  2.

http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
http://www.stern.de/tv/sterntv/behandlungsfehler-wenn-aerzte-das-leben-verpfuschen-653617.html
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